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Anlage 5 
 
TOP 7.2 Antrag auf Anpassung der Mitgliedertarife zum 01. Januar 2027  
 
Die Mitglieder des Präsidiums des Deutschen Sauna-Bundes, die Herren Prof. Dr. 
Sonnenberg, Björn Jansen, Reinhardt Eule und Bernd Schuler stellen den Antrag an 
die Mitgliederversammlung des Deutschen Sauna-Bundes e. V. am 08. Oktober 2026 
eine Anpassung der Tarifordnung zum 01. Januar 2027 zu beschließen.  
 
Antrag 
 
Ordentliche Mitglieder der Mitgliedergruppe Bäder werden anhand von jährlich 

zu benennenden Besucherzahlen eingruppiert: 
 

 
 
Anmerkungen: 
 

• Die Ausnahmeregelung A für öffentlich zugängliche Saunabäder mit geringem 
Jahresumsatz entfällt, dafür gibt es zukünftig die Unterscheidung nach 
Besucherzahlen. 

• Für das Nebenprodukt Sauna als kleine Saunaanlage in Hotels, 
Fitnessstudios und Sporteinrichtungen werden keine Besucherzahlen erhoben 
– sie werden in Tarifgruppe A klassifiziert (bisher Ausnahmeregelung B). 

• Die Beitragsgruppe „Betriebstyp IV“ entfällt. Betreiber zahlen pro Standort. 
Kommunale Betreiber mit mehreren Standorten zahlen für die 
Gesamtbesucherzahl all ihrer Saunen. Entscheidend ist die 
Rechnungsadresse. 
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Ordentliche Mitglieder der Mitgliedergruppe Hersteller / Händler 
 

 
 
Fördernde Mitglieder 
 

 
 
Die Saunabäder haben die Besucherzahlen des Vorjahres bis zum 15. Februar zu 
melden, um die Tarifgruppe zu bestimmen. Wenn auch nach Erinnerung nach 8 
Tagen keine Besucherzahlen vorliegen, darf die Geschäftsstelle die Tarifgruppe 
selbstständig nach Schätzwert festlegen. Eine nachträgliche Korrektur ist nur gegen 
Erhebung einer Aufwandsgebühr von 35,- € möglich.  
 
 
Begründung: 
 
 
Die bisherige Tarifordnung ist zu komplex und hat sich in der praktischen Anwendung 
als fehleranfällig erwiesen. Künftig soll die Einstufung ordentlicher Mitglieder anhand 
der Besucherzahlen erfolgen, um eine transparente und einfach nachvollziehbare 
Beitragsstruktur zu ermöglichen. Kleine Betriebe sollen zudem entlastet werden. Die 
Erhöhung der Beiträge ist notwendig, um die allgemeinen/inflationsbedingten 
Kostensteigerungen annähernd auszugleichen. Nähere Ausführungen erfolgen in der 
Mitgliederversammlung. 
 
 
Bielefeld, den 14. September 2026 


